
Kreis-Blatt
für den Kreis Gr. Werder

Bezugspreis monatlich 1,50 Danziger Gulden.

Nr. 43 Neuteich, den 29. Oktober 1925

Bekanntmachungen des Landratsamtes 
und des Kreisausschusses.

Nr. I. ------------------
Beratungsstellen des ttreiswohlfahrtsamtes.
TieAenhof im Kreishause an jedem Mittwoch 

um ^0 Uhr für Säuglinge, Schwangere und Rinder, 
um 11 Uhr für Krüppel und Lungenkranke;

Narrtereh im waisenhause Dienstag, den Z. November 
nachm. um i Uhr für Säuglinge, Schwangere und Kinder, 

um 2 Uhr für Krüppel und Lungenkranke; 
ev. Schule, den 17. November 
um 2 Uhr für Säuglinge, Schwangere und Kinoer, 
um 5 Uhr für Krüppel und Lungenkranke;

Die Beratung ist unentgeltlich.
In den Beratungsstellen wird eventl. die Aufnahme in die 

Staatliche Frauenklinik Danzig-Langfuhr als Hausschwangere ver­
mittelt. Sie ist jedoch nur dann möglich, wenn die Schwangere noch 
wenigstens q Wochen vor ihrer Niederkunft steht.

Tiegenhof, den 2 s. Oktober 1925.
Kreiswohlfahrtsamt.

Nr 2. ------------------
Untersuchung der im Wandergewerbe benutz­

ten Pferde
Für die auf Grund der Polizeiverordnung vom 26. 10. ^(Amts­

blatt S. 37H) auszuführende amtstierärztliche Untersuchung der im 
Wanüchrgewerbe benutzten Pferde sind für den Monat November fol­
gende Termine festgesetzt:
s) Tiesrntzof, Montag, d"n 2. November, vorm. 9 Uhr vor der 

Wohnung des Regierungs- und veterinärrats.
b) SinioirsdsVf, Montag, den 9. November, nachm. 1 Uhr am 

Bahnhof.
e) Nerrteich, Freitag, den 27. November, nachm. 12" Uhr vor 

dem Hotel Deutsches Haus.
Die Ortsbehörden ersuche ich um ortsübliche Bekanntmachung. 
Tiegenhof, den 20. Oktober 1925.

Der Landrat
Nr. 3. ------------------

Melderegister.
Die Formulare zum Melderegister sind bei der Kreisblattdruckerei 

von R. Pech in Neuteich unter Abt. G Nr. zo zum Druck gegeben 
und können voll dieser bezogen werden.

Tiegenhof, den 2 s. Oktober 1925.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses

Nr. q. Erwerbslosensürsorge.
wir geben nachstehend eine Zusammenstellung der 

wichtigsten Bestimmungen des Lrwerbslosenfürsorgegesetzes 
und weisen hierbei darauf hin, daß ein vollständiger Ab­
druck dieses Gesetzes im Areisblatt Nr. ^6 für sy22 
Seite 75 ff veröffentlicht ist.

8 r-
Die Gemeinden sind verpflichtet, eine Fürsorge für 

bedürftige erwerbslose Danziger Staatsangehörige einzu- 
,richten, der sie nicht den Charakter der Armenpflege bei^ 

legen dürfen.
8 3.

Zuständig für die Gewährung der Erwerbslosenun- 
lerstützung ist die Gemeinde des Wohnsitzes.

8 4-
Tritt die Erwerbslosigkeit vor Ablauf von drei 

Monaten nach dem Zuzugs aus einer anderen im Frei­
staat gelegenen Gemeinde ein, st? ist die Zuzugsgemeinde 
berechtigt, von der Gemeinde, von der der Erwerbslose 
zugezpgen, auf die Dauer von drei Monaten vom Tage 
öes Zuzuges Kostenerstattung zu fordern.^

8 5.
Die Fürsorge soll nur arveit5fähigen und arbeits­

willigen über (6 Jahre alten Personen gewahrt werden, 
die bisher ihren Lebensumerhalt in der Hauptsache durch 
Arbeit gegen Lohn odcr Gehalt erworben haben und sich 
infolge der schlechten wirtschaftlichen Lage auf dem Ar- 
beitsmarkt durch Erwerbslosigkeit in bedürftiger Lage 
befinden.

8 6.
Als arbeitsfähig sind nicht diejenigen Personen anzu- 

sehen, die mehr als 66V30/0 erwerbsbeschrankt sind, jedoch 
mit Ausnahme der noch mindestens ^00/0 erwerbsfähigen 
Ariegsbeschädigten.

Arbeitsunfähigkeit ist jedoch nicht anzunehmen, wenn 
die Erwerbsbeschränkten auf Grund wirklicher Arbeits­
leistungen in den letzten (2 Monaten noch mindestens Vr 
des üblichen Lohnes längere Zeit hindurch verdient haben.

8 7.
Die Unterstützung ist nicht zu gewähren, wenn die 

Erwerbslosigkeit durch Ausstand überwiegend verursacht 
ist. Bei Aussperrung ist sie nur bann zu gewähren, wenn 
die Aussperrung sich gegen einen für verbindlich erklärten 
Schiedsspruch richtet. Die für diese Verbindlichkeit zustän­
dige Stelle hat auf Antrag eine Entscheidung innerhalb 
einer Woche von dem Tage an zu treffen, an dem der 
Antrag einer Partei auf Verbindlichkeitserklärung des 
Schiedsspruchs eingeht.

Nach Ablauf des Ausstandes oder der Aussperrung 
haben die Gemeinden beim Vorliegen der allgemeinen 
Voraussetzungen Unterstützung zu gewähren.

Im Falle eines Arbeilskampfes wird die Erwerbs- 
losenunterstützung an diejenigen Personen, die vor Aus- 
bruch des Arbeitskampfes arbeitslos gemeldet waren oder 
bereits Erwerbslosenunterstützung bezogen haben, weiter 
gezahlt.

8 6.
Line bedürftige Lage ist nur insoweit anzn- 

nehmen, als unter Berücksichtigung sonst vorhandener 
Erwerbsmöglichkeiten die Einnahmen des zu unterstützen­
den einschl. zder im gemeinsamen Haushalt lebenden Fa­
milienangehörigen derartig gering sind, daß er nicht im­
stande ist, damit den notwendigsten Lebensunterhalt zu be­
streiten und als ihm keine familienrechtlichen Unierhalts­
ansprüche zustehen, deren Erfüllung den notwendigen 
Lebensunterhalt ermöglichen würde, kleinerer Besitz (Spar.

*) Anmerkung: An Arbeiter, die bei einem Unternehmen in 
ständiger Arbeit stehen und aus diesem ausscheiden, weil sich ihnen 
die Gelegenheit bietet, im Saisongewerbe, wenn auch nur vorüber­
gehend, einen höheren Lohn zu erhalten, darf, falls sie nach Been­
digung der Saison, erwerbslos werden sollten, keine Lrwerbslosen- 
mUerstützung gezahlt werden, da sie die Erwerbslosigkeit durch ihr 
Ausscheiden aus einer ständigen Beschäftigung selbst verursacht haben. 
Z. B. Landarbeiter, die als Holzarbeiter, oder Landarbeiter, die als 
Bauarbeiter eintreten.

Ferner ist an Saisonarbeiter keine Erwerbslosenuntersttttzung 
zu zahlen, wenn der Grund der Erwerbslosigkeit lediglich in den 
Witterungsverhältnissen zu suchen ist; nach den gesetzlichen Be­
stimmungen kann Erwerbslosenunterstützung nur dann gewährt wer­
den, wenn die Erwerbslosigkeit auf die schlechte wirtschaftliche Lage 
auf dem Arbeitsmarkt zurückzuführen ist. Bei den Saisonarbeitern 
liegt die Voraussetzung jedoch nicht,vor, sondern es ist ihre Erwerbs­
losigkeit während der Wintermonate ein durchaus normaler Kustand.



- ^0 —

groschen, Wohnungseinrichtung usw.) darf für die Beur­
teilung de». Bedürftigkeit nicht in Betracht gezogen werden.

Unterstützungen, die der Erwerbslose auf Grund 
eigener »der fremder Vorsorge bezieht, sowie Rentenbezüge 
sind ^ir die Beurteilung der Bedürftigkeit zur Hälfte 
diesem Betrages in Betracht zu ziehen und auf die Unter- 
stüHung anzurechnen Zinsen von Ersparnissen und dergl. 
si'.id voll anzurechnen. Gewerkschaftliche Unterstützungen 
dürfen nicht angerechnet werden.

8 9-
Wenn eine bedürftige Lage durch einen 

Teilbetrag der Unterstützung behoben werden 
kann, so ist nur der Teilbetrag zu gewähren 
(Beihilfe).

8 l(-
Die Unterstützung darf nur für die b Wochentage 

und erst nach einer Woche gewährt werden. Line 
Wartezeit wird jedoch nicht berechnet:
(. für Personen, die nach einer Beschäftigung von weni­

ger als 6 Wochen oder nach einer Krankheit von 
mindestens einwöchigex Dauer unterstützungsbedürftig 
werden,

2. für Kurzarbeiter im Falle des Z 2s.
3. für Personen, die unmittelbar vor Eintritt der Unter­

stützung Kurzarbeit geleistet haben und deshalb Lohn­
kürzungen unterworfen waren.

§ (2.
Die Gemeinden sind verpflichtet, dir Unterstützung 

zu versagen, wenn der Erwerbslose sich weigert, eine 
nachgewiesene Arbeit aufzunehmen, die auch außerhalb 
seines Berufes und Wohnortes liegen darf und ihm nach 
seiner Ausbildung und körperlichen Beschaffenheit zuges 
mutet werden kann. In Zweifelsfällen entscheidet über die 
körperliche Beschaffenheit das ärztliche Zeugnis.

Die Weigerung kann nur damit begründet werden, 
daß:
s) in dem betreffenden Betriebe gestreikt wird,
b) für die zugewiesene Arbeit nicht der tarifmäßige Lohn 

gezahlt wird, obwohl ein Tarifvertrag besteht. Wenn 
ein Tarifvertrag für den Betrieb nicht besteht, so muß 
der Lohn für die zugewiesene Arbeit höher sein als die 
dem Erwerbslosen zustehende Unterstützung,

c) die Arbeit, die Gesundheit oder Sittlichkeit schädigt, 
ci) die spätere Verwendung in dem erlernten Berufe we­

sentlich erschwert wird,
e) bei Verheirateten die Versorgung der Familie unmög. 

lich wird,
l) sonstige zwingende Verhältnisse vorliegen.

8 14-
Die Höhe der von den Gemeinden zu zahlenden Er­

werbslosenunterstützung beträgt z Zt.
s. für männliche und weibliche Personen:

2) über 2 s Jahre, sofern sie nicht im Haushalte eines 
anderen leben G

b) über 2 s Jahre, sofern sie im Haushalte eines 
anderen leben s 75 G

c) unter 2 s Jahren s,25 G
als Familienzuschläge für Ehegatten 0,60 G
für Kinder und sonstige unterhaltsberechligte

Angehörige 0,^5 G
8 15.

Angehörigen eines unterstützten Erwerbslosen, die 
gegen diesen einen familienrechtlichen Unterstlitzungsanspruch 
haben oder im Falle seiner Leistungsfähigkeit haben 
würden und bis zum Eintritt der Unterstützungsbedürftig- 
keit von ihm ganz oder in der Hauptsache unterhalten 
worden sind, darf keine selbständige Erwerbslosenunter­
stützung gewährt werden. In solchen Fällen ist vielmehr 
die Unterstützung angemessen zu erhöhen (Familienzu­
schläge).

Die Familienzuschläge, die ein Erwerbsloser erhält, 
dürfen 4,50 G nicht überschreiten.

8 l?.
Die selbständigen Unterstützungen, die mehrere in 

einem gemeinschaftlichen Hausstande lebende Familienmit- 
glieder erhalten, dürfen in ihrer Summe das Vierfache 
der Unterstützung nicht übersteigen, die dem Höchstunter­
stützten der Familie für seine Person zusteht.

8 (8.
In der Zeit vom s. (Oktober bis 30. April jeden 

Jahres ist den Erwerbslosen, die an mindestens 60 Tagen 
der vorhergehenden drei Monate Elwerbslosenunterstützung 
bezogen haben, eine Winterbeihtlfe zu gewähren. Der 
Monatsbetrag der Winterbeihilse ist bei Erwerbslosen mit 
zuschlagsberechtigten Familienangehörigen gleich dem Acht­
fachen, bei den übrigen Erwerbslosen gleich dem sechs­
fachen Tagessatz der bezogenen Unterstützung einschließlich 
der Familienzuschläge. Die Winterbfthilfe wird monats­
weise gewährt, sie soll in der Regel in Sachleistungen 
bestehen.

Soweit bei einem Erwerbslosen die Voraussetzungen 
für die Zahlung der Winterbeihilfen nicht während des 
ganzen Monats gegeben sind, wird ein entsprechender 
Bruchteil der Winterbeihilfe gewährt. Für die Bemessung 
des Bruchteils wird der Monat zu 26 Tagen berechnet.

8 19 *)

*) Anmerkung: Wenn z. B, der Erwerbslose einschl. Deputat 
täglich 4,10 G hat, so darf auch in diesem Lalle der-Höchstsatz von 
so"/o des verdienten Lohnes, also 3,20 <6 täglich, nicht überschritten 
werden.

Eine nach (4—s8 zu gewährende Gesamtunter-
stützung einschließlich Winterbeihilfe darf 80 Vroz. des 
Lohnes nicht übersteigen, den der Erwerbslose erholten 
würde, wenn er nach den für sein Gewerbe bestehende» 
Tarifverträgen in vollem Lohn stände.

Wo keine Lohntarife bestehen, gellen solche von ge- 
werbeverwandten Berufen und Betrieben.

8 22.
Ist ein Erwerbsloser auf Grund der Reichsversiche- 

rungsordnung zur Fortsetzung oder Aufrechterhaltung einer 
Versicherung gegen Krankheit bei einer Krankenkasse *vder  
Ersatzkasse berechtigt, sv muß die Gemeinde die Weiter- 
versicherung in der bisherigen Mitgliederkasse oder Lohn­
stufe herbeiführen. Sie hat zu diesem Zweck die erforder­
lichen Meldungen binnen 2 Wochen nach Beginn oder 
Ende der Unterstützung zu bewirken und die vollen.Beträge 
für den Erwerbslosen zu zahlen.

Liegt der Fall des Absatzes ( nicht vor, öder ver­
säumt es die Gemeinde und verliert dadurch der Erwerbs­
lose den Anspruch auf Krankenhilfe, so hat die Gemeinde 
ihrerseits dem Er-werbslosen die gleiche oder eine gleich­
wertige Krankenhilfe zu gewähren.

8 23
Die Gemeinde kann mit der allgemeinen (Drtskranken- 

kasse ihres Bezirks oder einer anderen Krankenkasse (H 225 
der Reichsversicherungsordnung) die in ihrem Bezirke den 
Sitz hat und deren Leistungen denen der Allgemeinen 
(Drtskrankenkasse gleichwertig sind, vereinbaren, daß bei 
der Kasse alle von der Gemeinde zu unterstützenden Er­
werbslosen versichert werden, auch wenn sie nicht dem zur 
freiwilligen Versicherung oder Weiterversicherung nach 
der Versicheruvgsordnung berechtigten personenkreis an­
gehören Als Grundlohn gilt der letzte Lohn, den der Er. 
werbslose bezogen hat, ehe er erwerbslos wurde. Ist ein 
solcher nicht zu ermitteln, so gilt als letzter Lohnsatz die 
niedrigste Lohnstufe dieser Art der (Drtskrankenkasse.

Die Leistungen der Kasse bestimmen sich nach den 
gleichen Grundsätzen wie für Versicherungspflichlige, Streit 
über Leistungen wird im Spruchverfahren nach der Reichs­
versicherungsordnung entschieden.

Die Vorschriften des § 2sH der Reichsversicherungs­
ordnung gelten nicht, soweit danach den Erwerbslosen 
neben den Ansprüchen nach Absatz 5 Ansprüche gegen 
eine andere Kasse zustehen würden.



- -
Ein Ausscheiden aus der Aasse wegen Wegfalles der 

Erwerbslosenunterstützung steht dem Ausscheiden wegen 
Erwerbslosigkeit im Sinne des ß 2(H der Reicbsverstche- 
rungsordnung, aber nicht dem Ausscheiden aus der ver- 
sicherungspflichtigen Beschäftigung im Sinne des Z 3(3 
der Reichsversicherungsordnung gleich.

8 2^.
Auch wo eine Gemeinde eine Vereinbarung mit einer 

Krankenkasse nach § 23 getroffen hat, ist ein Erwerbsloser, 
der den Voraussetzungen des § 22 genügt, nach Vorschrift 
des 8 22 zu versichern, wenn er es bei der Gemeinde 
binnen 3 Wochen nach dem Inkrafttreten der Verein­
barung oder nach dem spateren Beginne der Erwerbs­
losenunterstützung beantragt.

wird der Antrag nicht, oder nicht rechtzeitig gestellt, 
so kann der Erwerbslose die Versicherung bei seiner frühe­
ren Aasse nach Beendigung der Versicherung nach Z 23 
in gleicher Weise fortsetzen oder aufrecht erhalten, wie 
wenn er bis dahin Mitglied der früheren Aasse gewesen 
wäre, sofern er binnen 3 Wochen den wiederbeitritt zu 
dieser Aasse erklärt.

In den Fällen des Absatzes 2 kann die frühere Aasse 
den Erwerbslosen ärztlich untersuchen lassen. Für eine Er­
krankung, die beim Wiedereintritt bereits besteht, hat er 
einen Anspruch nur gegen die nach § 23 zuständige Aasse. 
Auf ihren oder seinen Antrag erhält er die Leistungen von 
der früheren Aasse. Geschieht es auf seinen Antrag, so 
hat die frühere Aasse der nach Z 23 zuständigen binnen 
einer Woche den Eintrjtt des versicherungsfalles mitzu- 
teilen. Diese Aasse hat der früheren ihre Aufwendungen 
in vollem Umfange zu ersetzen. Streit über Ersatzansprüche 
wird im Spruchverfahren nach der Reichsversicherungs- 
ordnung entschieden.

Z 25.
Die Lrwevbslosennnterstützung ist dev Pfän­

dung nicht unterworfen
8 27.

Der dauernde oder zeitliche Ausschluß von 
dem Bezüge der Lrwerbslosenunterstützung kann 
erfolgen, wenn der Erwerbslose

(. hinsichtlich der der Prüfung der Unterstützungsbehörde 
unterliegenden Verhältnisse wissentlich unwahre Anga­
ben macht oder Tatsachen wissentlich verschweigt, oder 
die Unterstützungsbehörde sonst zu täuschen versucht, 
insbesondere
a) auf die Unterstützung bezügliche Urkunden oder Zeichen 

z. B. Entlassungsscheine oder eine Kontrollkarte 
fälscht,

b) neben dem Bezüge von Unterstützung ohne Vor­
wissen der Unterstützungsbehörde Arbeit verrichtet 
oder einem sonstigen Erwerbe nachgeht,

c) Erwerbslosenunterstützung zu beziehen versucht, ob­
wohl er sich bei einer Arankenkasse zum Zwecke der 
Arankenversorgung krank und arbeitsunfähig ge­
meldet hat.

2. wiederholt ihm angebotene Arbeit grundlos verweigert 
oder zufolge sonstiger Tatsachen (Trunksucht), offen­
bar arbeitsunwillig oder der Unterstützung nicht würdig 
erscheint.

8 28.
Die Arbeitgeber sind verpflichtet, die Gründe eines 

Ausscheidens eines Arbeitnehmers aus ihrem Dienste 
wahrheitsgemäß soweit klarzustellen, als zur Beurteilung, 
dessen, ob der Unterstützungsfall nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes gegeben ist, erforderlich erscheint.

Ein Arbeitgeber, der eine Auskunft nach Abs. ( er­
teilt, ist, soweit dieses nicht wissentlich unrichtig ist, von 
jeder Verantwortung frei.

Die gemachten Angaben sind von der Fürsorgestelle 
geheim zu halten. Den Erwerwslosen ist aber von den 
Angaben schriftlich Aenntnis zu geben.

Die Fürsorgebehörde kann den Arbeitgeber zur Er 
teilung der Auskunft durch Ordnungsstrafen anhalten.

8 3(.
Die Fürsorgebehörden und die Fürsorgeausschüsse sind 

verpflichtet, in engster Zusammenarbeit mit den Arbeits­
nachweisen darauf hinzuwirken, daß den unterstützten Er­
werbslosen mit tunlichster Beschleunigung passende Arbeit 
vermittelt wird.

Hierzu sind insbesondere alle über 26 Wochen Unter­
stützten den zuständigen öffentlichen Arbeitsnachwesei- 
namhaft zu machen.

Die derart namhaft Gemachten sind bei öffentlichen 
Arbeiten, insbesondere bei Notstandsarbeiten, bei Bedarf 
von Arbeitskräften in erster Linie zu berücksichtigen.

8 3^-
Den Gemeinden werden von dem Gesamtaufwands 

für die Erwerbslosenfürsorge von dem Freistaats Vs ersetzt. 
Zu dem Gesamtaufwand gehören auch die für die Er­
werbslosenfürsorge notwendigen besonderen Verwaltungs- 
kosten.

Der Senat kann bei Leistungsschwachen oder leistungs- 
unfähigen Gemeinden den auf diese entfallenden Anteil des 
Gesamtaufwandes teilweise oder ganz übernehmen.

8 35.
Anträge auf Erstattung der Aosten haben die Ge­

meinden durch Vermittlung der Areisbehörde nach Ablauf 
von je H Wochen (Abrechnungszeitraum) beim Senat zu 
stellen. Sie haben hierzu eine Aufstellung einzureichen, 
welche ergibt:
1. Die Zahl der am Schlußtage des Abrechnungszeit- 

raumes vorhandenen Hauptstützungsempfänger und zwar
a) soweit diese voll unterstützt werden (Vollunter- 

stützungsempfänger),
b) soweit diese eine Beihilfe erhalten (Beihilfsemp- 

fänger);
2. die Zahl der zu den Hauptunterstützungsempfängern 

gehörende Zuschlagsempfänger,
die Zahl der nach ß 3( dem Arbeitsnachweis Ge­
meldeten, die in dem abgelaufenen Zeitraum gezahlte 
Unterstützung nebst dem auf den Aopf des Unter­
stützten entfallenden Durchschnittssatzes, die sonstigen 
Aufwendungen für Zwecke der Erwerbslosenfürsorge.

8 36.
Der Senat ist ermächtigt, zur Unterstützung von Maß­

nahmen, die geeignet sind, den Abbau der Erwerbslosen­
fürsorge zu fördern, insbesondere zur Beschaffung von 
Arbeitsgelegenheit für die Erwerbslosen, Darlehn oder 
Zuschüsse aus Mitteln der Erwerbslosenfürsorge zu be­
willigen.

Sie sollen nach Maßgabe des § 3^ auf den Staat 
und die beteiligten Gemeinden verteilt werden.

Die Herren Gemeindevorsteher haben, falls Anträge 
auf Erwerdslosenunterstützung gestellt werden, diese Anträge 
nach Formular aufzunehmen und diese Anträge dem m 
der Gemeinde zu bildenden Erwerbslosenfürsorgeausschuß 
zur Entscheidung vorzulegen.

Dem Erwerbslosensürsorgeausschuß müssen angehören: 
Der Gemeindevorsteher als Vorsitzender, 
2 Arbeitgeber l
2 Arbeitnehmer j Beisitzer.

Dieser Ausschuß entscheidet nach Stimmenmehrheit 
und ist beschlußfähig, wenn außer dem Gemeindevorsteher 
( Arbeitgeber und ( Arbeitnehmer anwesend sind.

Gegen den Beschluß des Er werbslosenausjchusses steht 
den Beteiligten und zwar nicht nur dem Erwerbslosen, 
sondern auch dem Gemeindevorsteher, der Beschwerdeweg 
beim Wohlfahrtsamt des Areises (Fürsorgeausschuß) offen.

Die von den Gemeinden verauslagten Erwerbslosen- 
unterstützungen sind allmonatlich und zwar zum 3. jeden 
Monats für den Vormonat hier einzufordern. pünktliche
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Innehaltung diese- Termins liegt im Interesse der Ge- 
meinden.

Formulare zur Aufnahme der Anträge auf Trwerbs- 
losenunterstützung und zur monatlichen Nachweisung sind 
bei der Druckerei Pech 6c Richert in Neuteich er­
hältlich.

Tiegenhof, den sy. Oktober
Der Kreisausschuß des Kreises Gr. Werder 

Wohlfahrtsamt.
Nr 5. ------------------

Niederschlagung von Wohnungsbauabgabe.
Die Herren Ortsvorsteher des Kreises weise ich darauf hin, daß 

die Niederschlagung von Wohnungsbauabgaben im Falle der Unein- 
ziehbarkeit, oder ein Erlaß derselben aus Billigkeiisgründen, zur 
Zuständigkeit der Gemeinden gehört. Es kommen in dieser Hinsicht 
die allgemeinen Vorschriften über Niederschlagung voll Kommunal- 
steuern zur Anwendung.

Tiegenhof den 24. Oktober 4925.
Der Vorfihende des Kreisausschusses.

Nr. 6. ------------------
Befahren der Sommerwege.

Es mehren sich wieder die Fälle, in welchen die Sommerwege 
mit beladenen Lastwagen befahren und dadurch beschädigt werden. 
Namentlich bei regnerischem Wetter wirkt dieses auf den Zustand 
der Sommerwege äußerst schädlich. Ich bringe deshalb die Bestimmung 
des H 3h der wegepolizeiverordnuug vom 22. 4909 hl Erinnerung,
wonach das Befahren der Sommerwege mit beladenen Lastwagen 
verboten ist, sofern es nicht zum Ausweichen erforderlich wird. Zu­
widerhandlungen werden bestraft.

Die polizeicrgane des Kreises ersuche ich, strengstens zu über­
wachen, daß das Befahren der Sommerwege mit beladenen Wagen 
unterbleibt.

Die Ortsbehörtzen des Kreises werden ersucht, diese Bekannt- 
machung ortsüblich zu veröffentlichen.

Tiegenhof, den 49. Oktober 1925.
Der Landrat.

Nr. 7. ------------------
Schutz der ttleinbahnanlagen und des dazu 

gehörigen Materials.
In letzter Zeit häufen sich die Beschädigungen und Diebstähle 

von Kleinbahnmaterial wie Telefonstangen, weichenböcken, Telefon­
apparate, Warnungstafeln pp. Ebenso ist es auch Gewohnheit ge­
worden, die Kleinbahngleise, soweit sie neben dem Fahrwege laufen, 
gleichfalls zu befahren.

Unter Bezugnahme auf H 2, 4 und 5 der Polizeiverordnung des 
Herrn Regierungspräsidenten vom 40. April 1905 iabgedruckt im 
Amtsblatt von 4905 Seite 4^3) weise ich auf die Strafbarkeit der­
artiger Handlungen hin und ersuche die Herreu Gemeindevorsteher, 
diese Verfügung in ortsüblicher Weise bekannt zu geben. Ferner 
wollen die Herren Amtsvorsteher und Landjäger ihr Augenmerk auf 
den Schutz der Kleinbahnanlagen und des dazu gehörigen Materials 
richten und etwaige ZuwiderhandluiHen unnachsichtlich zur Anzeige 
bringen.

Tiegenhof, den 45. Oktober 4925.
Der Landrat.

Nr. 8. ------------------
Obstzüchter, kalkt Eure Vbstbäume!

Die borkige und harte Rinde, in feuchter Gegend noch mit Flechten 
und Moosen besetzt, verlangsamt die Sastbewegung des Baumes und 
hindert das Fruchttragen. In den Rindenrissen und den Moos- und 
Flechtenpolstern wohnen die gefährlichsten Vbstbaumschädlinge; z. B. 
der Apfelblütenstecher, ein kleiner grauer Rüsselkäfer, dessen Larve 
(Kaiwurm) die Griffel und Staubfäden in den Blüten vernichtet 
und den ganzen Baum unfruchtbar macht. Hier verkriecht sich auch 
die Raupe des Apfelwicklers oder der Apfelmade, die wir in so un­
endlich viel „wurmstichigen" Früchten finden..

Obstzüchter, nehmt sofort die Baumkratze zur Hand und schabt 
von den Stämmen und stärkeren Aesten alles herunter, was nicht 
lebensfrisch und grün, sondern braun und trocken aussieht! verdünnt 
gelöschten Kalk mit Wasser zu einer gut streichbaren Milch und tragt 
diese mit einem Pinsel auf die Rinde! Bedenkt aber dabei, daß die 
Kalkmilch auf keinen Fall breiig, sondern vollkommen flüssig sein 
muß! Der Kalk bewirkt eine glatte, schöne Rinde, schützt den Stamm 
gegen Sonne, welche an Hellen Wintertagen leicht Frostbeulen er­
zeugt, und rötet vor allen Dingen die oben genannten Obstbaum- 
schädlinge.

Selbst den kleinen und den großen Frostspanner, dessen Raupen 
im Frühjahr die Blätter und Blüten der Bäume abfreffen, könnt 
Ihr durch die Kalkmilch fassen. Zur Bekämpfung dieser beider: 
Schmarotzer legt man in erster Linie im Oktober und November 
Klebegürtel ( m vom Boden um den Baum. Der einfachste Fang­
gürtel besteht aus einem 6—8 em breiten Streifen Pergament- oder 
Packpapier, das man mit Wagenschmiere oder Raupenleim bestreicht.

FrosHpannerweibchen, die des Nachts an den Bäumen emporklettern 
um in den Zweigen ihre Eier zn legen, bleiben in der Klebemasse 
stecken. Ein Teil „geht aber nicht auf den Lein:", sondern zieht sich, 
sobald er das Hindernis merkt, wieder zurück und legt seine Eier 
ain unteren Teile des Stammes ab. Die aus diesen Eiern entstehen- 
den Räupchen kriechen im Frühjahr, wenn der Klebegürtel entfernt 
ist, in die Krone der Bäume und treiben dort ihr Zerstörungswerk. 
Durch den Kalkanstrich werden die Eier getötet und sonnt auch die 
beiden Frostspannerarten erfolgreich bekämpft.

vorstehende Bekanntmachung gebe ich hiermit den Kreiseinge­
sessenen zur Kenntnis.

Tiegenhof, den 45. Oktober 4923.
Der Landrat.

Nr. 9. ------------------
Steueranteile der Gemeinden.

von der Freistadtsteuerkaffe sind als Anteile der Gemeinden
s) an der Luxussteuer für April/Iuni 1925,
b) an der Körperschaftssteuer für Iuli/August (925, 
c) an der Körperschaftssteuer für Iuli/September 4925 
die in der nachstehenden Nachweisnng in den Spalten 3—6 ange­
gebenen Beträge überwiesen worden. Die Beträge sind auf Kreis­
steuern verrechnet und bei Lindenau und Tralau arkf Gemeindekonto 
überwiesen.

i Lfd. 
N

r. I
Gemeinde

Luxus- 
steuer für 
April/Iuni 

4925
G

Körper- 
schaftssteu. 
für Juli/ 

August 
!9?5 
G

Körper- 
schaftssteu. 
für Juli/

Sept. 
4925
G

Zusam­
men

G
1 Altmttnsterberg 45,79 45,79
2 Brodsack 8,64 8,64
3 Eichwalde 76,8§ 76,80
4 Einlage 1,23 1,28
5 Fürstenau 15,75 15,75
6 Heubuden 54,— 54,—
7 Jungfer 3,73 660 — 663,73
8 Kalthof 25,20 25,20
9 Kl. Lichtenau 4,46 4,46

10 Lindenau 44,93 44,93
11 Ließau 2.- 26,80 28,80
12 Gr. Mausdorf 8,— 51,84 59,84
13 Gr. Montau 15,55 15,55
14 Neukirch. 146,25 146,25
15 palschau 8,64 8,64
16 Schönsee 140,— 140,—
17 Ticge 20,- 20,—
18 Tiegenort 16,09 35,— 51,09
19 Tralau 19,01 19,01

Tiegenhof, den 2 4. Oktober 4925.
Der Vorsitzende des Kreisausschusses des 

Kreises Gr. Werder.
Nr. ^0. ------------------

Nufenthaltsermittelung.
Die Herren Gemeindevorsteher und Landjäger des Kreises wer­

den ersucht, festzustellen und hierher binnen 2 Wochen mitzuteilen, 
ob dort ein Arbeiter Hermann Mielke, geboren an: 40. Mai 489Y 
in Hakendorf, wohnhaft ist und bei wem derselbe in Arbeit steht. 
Fehlanzeige ist nicht erforderlich.

Tiegenhof, den 49. Oktober 4925.
Wohlfahrtsamt des Kreises Gr. Werder.

Nr. U- ------------------
Aufhebung einer Festnahme.

Die von mir durch Bekanntmachung vom 25. August 492s 
(Kreisblatt Nr. 35) angeordneten Ermittelungen nach dem Fürsorge» 
zögling Willy Derz sind einzustellen, da Derz inzwischen festgenommen 
und der Fürsorgeanstalt Silberhammer zugeführt ist.

Tiegenhof, den 20. Oktober 4925.
Der Landrat.

Nr. ^2. ------------------
Nufenthaltsermittelung.

Die Herren Gemeindevorsteher und Landjäger werden ersucht^ 
festzustellen, und hierher anzuzeigen, ob dort ein Arbeiter August 
Salewski, zuletzt wohnhaft in Altmünsterberg, wohnhaft ist und bei. 
wem derselbe in Arbeit steht. Fehlanzeige ist nicht erforderlich.

Tiegenhof, den 22. Oktober 4925.
Wohlfahrtsamt des Kreifes Gr Werder.

Nr. ^3. ------------------
Schweinepest.

Die Schweinepest unter dem Schweinebestande des Hofbesitzers 
Emil Ianzen in Liege ist erloschen. Die angeordneten Schutzmaß» 
regeln werden hiermit aufgehoben.

Tiegenhof, den 24. Oktober 4925.
Der Landrat.



^3 -

Nr. sH.
Besetzung freier Lehrerstellen.

Folgende evangelische Lehrerstellen sind zu besetzen: 
Hauptlehrerstelle in Hohenstein, l- Lehrer- und Organistenstelle in 
Gr. Mausdorf, 2. Stelle in Gr. Golmkau.

Bewerbungen bis zum 40. tl- 25 an den Senat, Schulabteilung, 
auf dem Dienstwege.

Tiegenhof, den 26. Oktober 1925.
Der Landrat

Bekanntmachungen anderer Behörden 
Bekanntmachung.

Auf dem Felde des Hofbesitzers Richard Rarnapp in Barenhof 
weidet seit 2 Monaten eine schwarzweiße Färse mit der Ohrnummer 
20698 R. Falls der Eigentümer sich nicht binnen 4 Wochen meldet, 
wird gesetzlich verfahren.

BLcwalde, den 24. Oktober ^925.
Der Amtsvorsteher

Wiens.

Lehrerverein Tiegenhof. 
Sitzung

mit Damen am Sonnabend, den 7. November, 
nachm. Hl/z Uhr, bei Herrn Aiep, Tiegenhof.

Tagesordnung:

H Richard Wagner der Dichter lAoll. Florianski 
Al. Mausdorf.)

2. Unsere Wahl zur Areislehrerkammer.
3. Verschiedenes.

Herzliche Einladung besonders an unsere Damen.

Der Vorstand. Gltersdorff.

Der

Redliche Preuße 
192«

Der beliebte Kalender!
Zu haben in der 

Buchhandlung 

R. Pech

HanSarvetter»
«ch VLsMer« ba­

tst heut' die Losung für jede Frau!

Verlangen 6te ausführliche Prospekte und treffen 
Sie Ihre Auswahl. Wtr empfehlen besonder»: 

Kreuzstich, 3 Bände / Ausschnitt-Stickerei / Strick- 
Arbeiten / Klöppeln, 2 Bd. / Weitzstickeret, 2 Bd. 
Sonnenspihen / Kunst-Stricken, 2Bd. / Kohlsaum u. 
Leinendurchbruch / Das Flickbuch/Käkel-Arbelten, 
4 Bd. / Kardanger-Stickerei / Schisschen-Arbeiten, 
2Bd. / Buntstickere1,3Bd. / Buch d.Puppenkleidung

Preis je Gm. I.S0

Ausführlich,» 
Verzeichnis 
nmsonftl

Überall z» haben sder

übev 
40 verschiedene 

»and«

unter Nachnahme »om

Vvvla, V1«o

ZtMjpriistN
Handdruck- u. Motorspr.
Iliirberrt veralteter Spritzen

Wasserwagen 
für Hand- und Pferdezug.

RasWenDM
Vertreter der Feuerwehrgerätefabriken Oustav Tüstrin-N.

Lki'ksr'üt L 8süme^, Saarbrücken.

Die

Melderegistersiormulare 
(Titel- u. Einlagebogen) sind fertig gestellt und können 
von uns bezogen werden. (Abt. O Nr. 30)

Für größere Gemeinden liefern wir auf Wunsch 
leicht oder auch dauerhaft

eingebundene Bücher
in jeder gewünschten Stärke mit Alphabet bei mäßiger 
Preisberechnung.

Vuchdruckerei u. Buchbinderei

R. Pech L W. SUchert,
Neuteich. Fernruf Nr. 3V8.

Danziger Kalender
192«

empfiehlt N. peek L Mckei-t

D r o h e u u w m e r u: kostenlos »om Verlag. Berlin S 42

Druck und Verlag von R. Pech öc W. Richert, Neuteich (Freie Stadt Danzig).
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